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Kleine Anfrage
des Abg. Florian Wahl SPD

und

Antwort
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration

Zum Einsatz von Assistenzhunden in Baden-Württemberg 

K l e i n e  A n f r a g e

1.	�Bei welchen Erkrankungen bzw. Behinderungen kann aus ihrer Sicht der Ein-
satz von Assistenzhunden besonders hilfreich sein?

2.	�Welche Kenntnisse hat sie über die Anzahl, die Verbreitung und die Ausbildung 
von Assistenzhunden in Baden-Württemberg? 

3.	�Wie wird der Einsatz von Assistenzhunden von den Verbänden der Selbsthilfe in 
Baden-Württemberg sowie von der Landes-Behindertenbeauftragten und dem 
Beirat von Menschen mit Behinderungen beurteilt? 

4.	�Welche Praxis besteht bei den verschiedenen Sozialleistungsträgern in Baden-
Württemberg bei der Anerkennung eines Bedarfs für einen Assistenzhund und 
bei der Kostenübernahme?

5.	�Welche Erleichterungen bestehen in Baden-Württemberg bei der Begleitung durch 
Blindenhunde und inwiefern sind diese auch auf Assistenzhunde anwendbar?

6.	�Inwiefern fördert das Land oder andere Stellen die Ausbildung von Assistenz-
hunden bzw. die Ausbildung zum Ausbilder für Assistenzhunde in Baden-Würt-
temberg?

7.	�Welche Regelungen gelten für eine Reduzierung der Hundesteuer für Assistenz-
hunde in den baden-württembergischen Kommunen und speziell im Kreis Böb-
lingen bzw. welche wären aus Sicht der Landesregierung sinnvoll?

8.	�Welche Maßnahmen ergreift sie, um die Hilfen, die Assistenzhunde geben, und 
deren Kostenübernahme bekannter zu machen?

3.2.2023

Wahl SPD

Eingegangen: 3.2.2023 / Ausgegeben: 7.3.2023



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4110

2

B e g r ü n d u n g

Seit Jahrzehnten haben sich Blindenhunde bei der Unterstützung von blinden oder 
stark sehbehinderten Menschen bewährt. Daneben wuchs die Erkenntnis, dass 
Hunde auch bei anderen Behinderungen oder Erkrankungen eine erhebliche Hilfe 
sein können. Mit dem Teilhabestärkungsgesetz des Bundes wurden deshalb insbe-
sondere die Definition und die Standards für Assistenzhunde im Gesetz zur Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderungen fixiert. Die darunterliegende Verord-
nung tritt nun zum 1. März 2023 in Kraft. Dies wird die Übernahme der Kosten 
für die Assistenzhunde entweder durch die Gesetzliche Krankenversicherung oder 
ggf. auch durch die Sozialhilfe bzw. die Eingliederungshilfe erleichtern. Die Le-
benssituation von Menschen mit bestimmten Erkrankungen oder Behinderungen 
kann sich damit erheblich verbessern. Diese Kleine Anfrage soll klären, inwiefern 
die neuen Erkenntnisse und Rechtsansprüche in Baden-Württemberg tatsächlich 
umgesetzt werden.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 1. März 2023 Nr. 35Ref-0141.5-017/4110 beantwortet das Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und Integration die Kleine Anfrage wie folgt:

1.	�Bei welchen Erkrankungen bzw. Behinderungen kann aus ihrer Sicht der Einsatz 
von Assistenzhunden besonders hilfreich sein?

Laut § 12e Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz ist ein Assistenzhund ein 
unter Beachtung des Tierschutzes und des individuellen Bedarfs eines Menschen 
mit Behinderungen speziell ausgebildeter Hund, der aufgrund seiner Fähigkeiten 
und erlernten Assistenzleistungen dazu bestimmt ist, diesem Menschen die selbst-
bestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen, zu erleichtern 
oder behinderungsbedingte Nachteile auszugleichen. § 3 Absatz 1 Assistenzhunde- 
verordnung differenziert nach Blindenführhunden, Mobilitätsassistenzhunden,  
Signalassistenzhunden, Warn- und Anzeigeassistenzhunden sowie Assistenzhun-
den für Menschen mit psychosozialen Beeinträchtigungen (PSB-Assistenzhunde). 
Eine pauschale Aussage, bei welcher Behinderung und/oder Erkrankung der Ein-
satz eines Assistenzhundes besonders hilfreich sein kann, lässt sich somit nicht 
treffen.

2.	�Welche Kenntnisse hat sie über die Anzahl, die Verbreitung und die Ausbildung 
von Assistenzhunden in Baden-Württemberg?

Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Anzahl und die Verbrei-
tung von Assistenzhunden in Baden-Württemberg vor. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales schätzt die Anzahl der Assistenzhunde auf circa 2 000 bis  
3 000 im gesamten Bundesgebiet. Auf dieser Grundlage würden unter Anwendung 
des Königsteiner Schlüssels circa 261 bis 391 Assistenzhunde auf Baden-Würt-
temberg entfallen. Die Ausbildung von Assistenzhunden richtet sich bundesweit 
nach Abschnitt 2b Behindertengleichstellungsgesetz in Verbindung mit der Assis-
tenzhundeverordnung.

3.	�Wie wird der Einsatz von Assistenzhunden von den Verbänden der Selbsthilfe in 
Baden-Württemberg sowie von der Landes-Behindertenbeauftragten und dem 
Beirat von Menschen mit Behinderungen beurteilt?

Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen sowie der Beirat für die Belange von Menschen mit Behinderungen haben 
mitgeteilt, dass sie den Einsatz von Assistenzhunden als wichtigen Bestandteil der 
möglichen Leistungen, die Menschen mit Behinderungen Teilhabe ermöglichen, 
sehen. Der Einsatz von Assistenzhunden sei im Bereich der Alltagsbewältigung 
von besonderer Bedeutung. Ein Assistenzhund könne unabhängig von der Be-
hinderungsart bei den vielfältigsten Aufgaben unterstützen, teilweise Aufgaben 
übernehmen und damit entscheidend zu einer selbstbestimmten Lebensführung, 
mehr Unabhängigkeit und Lebensqualität beitragen. Daneben spiele auch die psy-
chosoziale Ebene eine Rolle, da das Tier nicht nur als Hilfsmittel zu betrachten 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4110

3

sei. Es wirke auf vielen Ebenen: psychisch, physisch, sozial und kognitiv. Die 
Beziehung könne auch einen großen Beitrag zur Bewältigung der Behinderung 
oder der psychischen Gesundung leisten. Mit und durch ihn steige so Selbstver-
trauen, Unabhängigkeit, Aufgeschlossenheit, Empathie und Lebensmut. Ein Assis-
tenzhund helfe nicht nur bei alltäglichen Aufgaben, er könne ein Eisbrecher sein, 
öffne Türen im realen und vor allem übertragenen Sinn, in dem er die Integration 
in die Gesellschaft fördere, Kontakt zu anderen Menschen schaffe, Interesse we-
cke, Hemmschwellen mindere und Gesprächsstoff liefere. Eine professionelle und 
hochwertige Ausbildung der Hunde sowie der Aufbau der Beziehung von Hund 
und dem Menschen mit Behinderung sei von besonderer Bedeutung. Entscheidend 
sei, dass die Möglichkeit, einen Assistenzhund haben zu können, niederschwellig 
und unbürokratisch vonstattengehen müsse. 

Nach Kenntnis der Landesregierung begrüßen auch die Verbände der Selbsthilfe in 
Baden-Württemberg den Einsatz von Assistenzhunden.

4.	�Welche Praxis besteht bei den verschiedenen Sozialleistungsträgern in Baden-
Württemberg bei der Anerkennung eines Bedarfs für einen Assistenzhund und 
bei der Kostenübernahme?

Für eine mögliche Leistungsgewährung im Zusammenhang eines Assistenzhun-
des kommen unterschiedliche Leistungsträger infrage. Dies können ggf. die in  
§ 6 SGB IX genannten Rehabilitationsträger sein. Für Leistungsgewährungen im 
Einzelfall, die im Zusammenhang mit Assistenzhunden stehen, ist zu empfehlen, 
die geltenden gesetzlichen Bestimmungen hierzu mit den unterschiedlichen Leis-
tungsträgern gemäß § 6 SGB IX abzuklären. 

Im Rahmen des Leistungsrechts ist der Assistenzhund nicht mit dem Bedarf gleich-
zusetzen, sondern als Leistung, mit der ein Bedarf gedeckt wird. Insofern ist über 
alle sieben Rehabilitationsträger nach § 6 SGB IX zunächst der individuelle Bedarf 
des Menschen mit Behinderungen (§ 13 bzw. § 118 SGB IX) nach den „Beson-
derheiten des Einzelfalls“ (§ 104 SGB IX) zu ermitteln. Dabei sind „systemati-
sche Arbeitsprozesse und standardisierte Arbeitsmittel (Instrumente)“ anzuwenden  
(§ 13 SGB IX). Abhängig vom individuellen Bedarf und den individuellen Le-
bensverhältnissen wird dann geprüft, welche Leistungen dazu geeignet sind, den 
Bedarf des Menschen mit Behinderungen zu decken. Ein Assistenzhund stellt da-
bei eine der möglichen Leistungen unter anderen dar. Das Wunsch- und Wahlrecht 
des Menschen mit Behinderungen ist bei der Entscheidung über die Leistung zu 
beachten (§ 8 SGB IX). Die Entscheidung kann nur im Einzelfall getroffen werden, 
da das SGB IX eine personenzentrierte Leistungsfeststellung vorsieht. Daher ist 
eine allgemeine Aussage hierzu nicht möglich. Mit dem Teilhabestärkungsgesetz 
Artikel 9 wurden umfassende Änderungen am Behindertengleichstellungsgesetz 
vorgenommen, nicht aber am Leistungsrecht der sieben Rehabilitationsträger. Die 
Rehabilitationsträger entscheiden nach wie vor auf Grundlage des jeweiligen Leis-
tungsgesetzes in ihrem Zuständigkeitsbereich. Insofern wurden mit dem Teilhabe-
stärkungsgesetz keine neuen Leistungsansprüche geschaffen. Der Assistenzhund 
konnte auch vor Inkrafttreten des Teilhabestärkungsgesetzes dem Grunde nach als 
Leistung gewährt werden.

5.	�Welche Erleichterungen bestehen in Baden-Württemberg bei der Begleitung durch 
Blindenhunde und inwiefern sind diese auch auf Assistenzhunde anwendbar?

Gemäß § 12e Behindertengleichstellungsgesetz dürfen Träger öffentlicher Gewalt 
im Sinne von § 1 Absatz 1a Behindertengleichstellungsgesetz und Eigentümer, 
Besitzer und Betreiber von beweglichen oder unbeweglichen Anlagen und Einrich-
tungen Menschen mit Behinderungen in Begleitung durch ihren Assistenzhund den 
Zutritt zu ihren typischerweise für den allgemeinen Publikums- und Benutzungs-
verkehr zugänglichen Anlagen und Einrichtungen nicht wegen der Begleitung 
durch ihren Assistenzhund verweigern, soweit nicht der Zutritt mit Assistenzhund 
eine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen würde. Zu den Assis-
tenzhunden im Sinne des § 12e Behindertengleichstellungsgesetz gehören auch 
Blindenführhunde. Für diese gilt allerdings – wenn sie als Hilfsmittel im Sinne des 
§ 33 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch gewährt werden – bereits ein umfangreiches 
Prüf- und Anforderungsprogramm, einschließlich der Anwendung eines Präquali-
fizierungsverfahrens über die Zulassung der Hilfsmittelerbringer – hier z. B. die 
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Blindenführhundeschulen für die Erbringung des Hilfsmittels „Blindenführhund“. 
Die Regelungen zur Ausbildung und Prüfung der §§ 12f ff. BGG gelten für sie 
daher nicht. Das Landes-Behindertengleichstellungsgesetz wird um eine entspre-
chende Duldungspflicht öffentlicher Stellen im Sinne des § 2 Landes-Behinderten-
gleichstellungsgesetz ergänzt werden, um eine einheitliche Rechtslage für Men-
schen mit Behinderungen in Begleitung von Assistenzhunden zu gewährleisten.

6.	�Inwiefern fördert das Land oder andere Stellen die Ausbildung von Assistenz-
hunden bzw. die Ausbildung zum Ausbilder für Assistenzhunde in Baden-Würt-
temberg?

Das Land fördert weder die Ausbildung von Assistenzhunden noch die Ausbildung 
zur Ausbilderin oder zum Ausbilder für Assistenzhunde. Zur Förderung durch an-
dere Stellen liegen dem Land keine Erkenntnisse vor.

7.	�Welche Regelungen gelten für eine Reduzierung der Hundesteuer für Assistenz-
hunde in den baden-württembergischen Kommunen und speziell im Kreis Böb-
lingen bzw. welche wären aus Sicht der Landesregierung sinnvoll?

§ 9 Absatz 3 Kommunalabgabengesetz regelt, dass Gemeinden eine Hundesteuer 
zu erheben haben und etwaige Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen durch 
eine entsprechende Satzung der jeweiligen Gemeinde geregelt werden. Ob für As-
sistenzhunde eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung erfolgt, obliegt somit 
der Entscheidung der jeweiligen Gemeinde. Der Landesregierung liegt keine Über-
sicht über Steuerermäßigungen oder Steuerbefreiungen der Gemeinden in Baden-
Württemberg vor.

8.	�Welche Maßnahmen ergreift sie, um die Hilfen, die Assistenzhunde geben, und 
deren Kostenübernahme bekannter zu machen?

Seitens der Landesregierung sind keine Maßnahmen geplant, um die Kostenüber-
nahme eines Assistenzhundes bekannter zu machen, da es sich bei der Übernahme 
der Kosten, die im Zusammenhang mit einem Assistenzhund stehen, um eine leis-
tungsrechtliche Entscheidung handelt, die stets auf einem Einzelfall beruht.

Lucha
Minister für Soziales, 
Gesundheit und Integration


